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Russland geht gegen 
IStGH-Chefankläger vor
Moskau.  Nach dem Haftbefehl 
des Internationalen Strafgerichts-
hofs (IStGH) gegen Kreml-Chef 
Wladimir Putin hat Russland nach 
eigenen Angaben strafrechtliche Er-
mittlungen gegen IStGH-Chefankläger 
Karim Khan eingeleitet. Khan und 
mehrere Richter hätten »illegale 
Entscheidungen zur Festnahme 
des Präsidenten der Russischen 
Föderation und der Kommissarin 
für Kinderrechte getroffen«, teilte 
das russische Ermittlungskomitee 
am Montag mit. »Eine strafrecht-
liche Untersuchung wurde ein-
geleitet.« Gegen IStGH-Chefankläger 
Khan werde wegen der »Einleitung 
eines Strafverfahrens gegen eine be-
kanntermaßen unschuldige Person 
(...) und der Vorbereitung eines An-
griffs auf einen Vertreter eines aus-
ländischen Staates« ermittelt, hieß es 
in der Erklärung der russischen Straf-
verfolgungsbehörde weiter. Der IStGH 
hatte am Freitag einen Haftbefehl 
gegen Putin wegen der Verschleppung 
ukrainischer Kinder nach Russland 
im Rahmen des Ukraine-Konflikts er-
lassen. Moskau bezeichnete den Haft-
befehl als »nichtig« und »bedeutungs-
los«. Ein weiterer Haftbefehl erging 
gegen die Kinderrechtsbeauftragte 
des russischen Präsidenten, Maria 
Alexejewna Lwowa-Belowa.  AFP/nd

Taiwans Ex-Präsident  
Ma reist nach China
Taipeh.  Der frühere taiwanische 
Präsident Ma Ying-jeou will in der 
kommenden Woche nach China 
reisen. Er ist damit der erste ehe-
malige oder amtierende taiwanische 
Staatschef, der die Volksrepublik be-
sucht. Die zwölftägige Reise, die am 
27. März beginnen soll, wurde in-
mitten wachsender Spannungen 
zwischen China und der demo-
kratischen Inselrepublik an-
gekündigt. Taiwan hat seit 1949 
eine unabhängige Regierung, aber 
China betrachtet die Insel als Teil 
seines Territoriums. Bei der An-
kündigung des Besuchs hieß es, Ma 
werde eine Delegation ehemaliger 
Beamter und Studenten anführen 
und mehrere chinesische Städte 
besuchen.   dpa/nd

Bewegung im Tarifstreit 
bei der britischen Bahn
London.  In den erbitterten Tarif-
streit bei der britischen Bahn kommt 
Bewegung. Wie die Gewerkschaft 
RMT am Montag mitteilte, hatten 
die Mitglieder ein verbessertes An-
gebot des Streckennetzbetreibers Net-
work Rail mit großer Mehrheit an-
genommen. Die Löhne würden um 
14,4 Prozent für die niedrigsten Be-
soldungsgruppen und für die Besser-
verdienenden um 9,2 Prozent steigen, 
hieß es. Zudem umfasse das Paket 
unter anderem Nachzahlungen und 
eine Zusicherung, bis Januar 2025 
auf nicht notwendige Entlassungen 
zu verzichten. Die Streikwelle ist 
aber damit noch nicht beendet. Mit 
den 14 Privatbahnen hat sich RMT 
noch nicht auf höhere Löhne ge-
einigt, wie der Generalsekretär der 
Gewerkschaft, Mick Lynch, deutlich 
machte.  dpa/nd

Künstliche Intelligenz spielt in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen längst eine 
Rolle, ihre Bedeutung wird in den nächs-
ten Jahren stark zunehmen. Gründe ge-
nug für den Deutschen Ethikrat, über 
Spielregeln nachzudenken.

ROBERT D. MEYER

Es wirkt wie das Klassenzimmer aus einer fer-
nen Zukunft: Schüler*innen lösen ihnen ge-
stellte Aufgaben – etwa Gleichungen im Ma-
thematikunterricht – über ein Tablet oder 
einen Laptop. Im Hintergrund analysiert Soft-
ware, welche Fehler einzelne Schüler*inen 
machen, das Programm passt daraufhin au-
tomatisiert weitere Schulaufgaben an den in-
dividuellen Lernerfolg an und berücksichtigt 
jeweilige Stärken als auch Schwächen der 
Lernenden. Alle Informationen laufen zent-
ral beim Lehrpersonal zusammen, Lehrer*in-
nen erhalten durch automatisch aufbereitete 
Statistiken eine maschinelle Unterstützung, 
um schulische Leistungen ihrer Schüler*in-
nen besser bewerten zu können.

Technologisch ist dieses Szenario längst 
realisierbar, die Umsetzung scheitert aber 
– wie so oft – am eher träge organisierten 
deutschen Bildungssystem. Somit bleibt es 
erst einmal nur eine Zukunftsvision, die der 
Deutsche Ethikrat in seiner Stellungnahme 
zum Umgang mit künstlicher Intelligenz (KI) 
entwirft – zumindest auf die Bundesrepub-
lik bezogen.

Vielleicht ist es aber auch gut so, dass das 
eingangs beschriebene Beispiel noch kein 
Alltag an deutschen Schulen ist. Denn auch 
wenn der Ethikrat in seinem am Montag in 
Berlin vorgestellten 287 Seiten umfassenden 
Positionspapier der technologischen Entwick-
lung grundsätzlich positiv gegenübersteht, 
mahnt er klare Vorgaben für den Einsatz von 
KI an. »Der Einsatz von KI muss menschliche 
Entfaltung erweitern und darf sie nicht ver-
mindern. KI darf den Menschen nicht erset-
zen. Das sind grundlegende Regeln für die 
ethische Bewertung«, betont Alena Buyx, Vor-
sitzende des Deutschen Ethikrats. Das klingt 
leichter, als es in der Umsetzung ist. Das war 
auch der Arbeitsgruppe »Mensch und Maschi-
ne« bewusst. Zweieinhalb Jahre ließ sich der 
Ethikrat für sein Positionspapier Zeit. Im Ok-
tober 2020 hatte das Gremium vom damali-
gen Präsidenten des Bundestages, Wolfgang 
Schäuble, den Auftrag dafür erhalten.

Einerseits enthält die nun vorgelegte Stel-
lungnahme grundsätzliche Vorstellungen zum 
Umgang mit KI, gleichzeitig aber auch sehr 
spezifische Handlungsempfehlungen. »Wenn 
menschliche Tätigkeiten an Maschinen dele-
giert werden, kann dies für verschiedene Per-
sonengruppen, Akteure und Betroffene ganz 
unterschiedliche Auswirkungen haben«, er-
klärt Judith Simon, Sprecherin der Arbeits-
gruppe beim Ethikrat. Beispielhaft setzt sich 

das Gremium in seiner Stellungnahme des-
halb mit vier Anwendungsbereichen ausein-
ander: Medizin, schulische Bildung, öffent-
liche Kommunikation und Meinungsbildung 
sowie öffentliche Verwaltung. Denn der Ein-
satz von KI kann auf jedem einzelnen Gebiet 
nützlich sein, aber ebenso auch enorme ge-
sellschaftliche Probleme bedeuten.

Beispiel Bildung: »Der Einsatz von KI kann 
das Eingehen auf individuelle Bedingungen und 
Neigungen der Lernenden fördern und zu-
dem den Unterrichtenden wichtige Informati-

onen zum Lerngeschehen bereitstellen«, lobt 
der Philosoph Julian Nida-Rümelin, Vizevor-
sitzender des Ethikrats. Allerdings müsse 
die Datenerfassung und -bereitstellung dem 
Lernprozess dienen und dürfe nicht »zur 
Überwachung und zur Stigmatisierung von 
Lernenden missbraucht« werden. Als negati-
ves Szenario führt Nida-Rümelin die Metho-
de von sogenannten Classroom Analytics an, 
wie sie China umfangreich erprobt.

Diese Form des Einsatzes von KI im Klas-
senzimmer geht weit über das eingangs skiz-

zierte Beispiel hinaus, bei dem intelligen-
te Software die Lösung von Schulaufgaben 
analysiert. Peking lässt seit einigen Jahren 
KI-Systeme testen, bei denen Kameras und 
Sensoren das komplette Geschehen in einem 
Klassenraum filmen, messen und die gesam-
melten Informationen von einer Software in 
Echtzeit analysiert werden. Die Technik kann 
dabei durch Gesichts- und Bewegungserken-
nung beispielsweise feststellen, ob Schü-
ler*innen gerade dem Unterricht folgen, ab-
gelenkt sind oder ihre Aufgaben lösen. Durch 
Mikrofone lässt sich aufzeichnen und auswer-
ten, wie hoch der Gesprächsanteil von Leh-
rer*innen und Schüler*innen im Unterricht 
ist und noch wichtiger: was diese sagen. Es 
gibt sogar Versuche, den Gemütszustand 
von Lernenden zu analysieren. Nida-Rüme-
lin lehnt ein solches Szenario für Deutsch-
land ab: »Eine Unterstützung der Lehrkräf-
te durch kontinuierliches Feedback kann die 
Unterrichtsergebnisse zwar erheblich verbes-
sern, ein umfassendes Kontrollregime im Un-
terricht ist jedoch nicht wünschenswert.« Die 
Formulierung stellt einen Kompromiss dar. 
Manche Mitglieder des Ethikrats lehnen den 
Einsatz von KI in der Schule grundsätzlich ab.

Solche drastischen Beispiele für KI-Anwen-
dungen finden sich für alle Bereiche, mit de-
nen sich der Ethikrat eingehender beschäf-
tigte. Mehrfach mussten sich etwa Gerichte 
bereits damit auseinandersetzen, ob die Nut-
zung von intelligenter Software durch Be-
hörden nicht jetzt schon zu weit geht, vor al-
lem bei Polizei, Justiz und Geheimdiensten. 
Erst Mitte Februar entschied das Bundesver-
fassungsgericht, dass der Einsatz einer neu-
en Datenanalyse-Software, die helfen sollte, 
schwere Straftaten zu verhindern, durch die 
Sicherheitsbehörden in Hessen und Hamburg 
in ihrer bisherigen Form verfassungswidrig ist. 
»Auch wenn eine Software vorhersagt, dass 
eine Person zu 99 Prozent straffällig wird, so 
können wir eben niemals wissen, ob die Per-
son vor uns nicht genau das eine Prozent ist«, 
mahnt Judith Simon. Gerade in staatlichen 
Kontexten und mit Blick auf Entscheidungen, 
»die eine hohe Tragweite haben oder beson-
ders vulnerable Gruppen betreffen, müssen 
hier hohe und verbindliche Anforderungen 
an Genauigkeit, Diskriminierungsvermeidung 
und Nachvollziehbarkeit gestellt werden«.

Oft ist es nur ein schmaler Grat, wann 
KI nutzt oder ihr Einsatz Schaden anrichten 
kann.

Ethikrat bezieht zum Einsatz künstlicher Intelligenz umfassend Stellung

»Der Einsatz von KI muss 
menschliche Entfaltung  
erweitern und darf sie nicht 
vermindern.«

Julian Nida-Rümelin  Ethikrat

Digitalisierung, geschweige KI, wirkt in deutschen Klassenzimmern wie eine Utopie.
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Werkzeug mit Gefahrenpotenzial

In »Spezialheimen« der DDR erlebten vie-
le Kinder Traumatisches. Ihren Erinne-
rungen und Strategien zur Bewältigung 
des Erlebten widmete sich ein Team von 
Wissenschaftlern. Jetzt formulierten sie 
Forderungen an die Gesellschaft.

JANA FRIELINGHAUS

Rund eine halbe Million Menschen haben zwi-
schen 1949 und 1989 einen Teil ihrer Kind-
heit in einem Heim in der DDR verbracht, 
135 000 von ihnen nach Angaben der Bundes-
regierung in sogenannten Spezialheimen und 
Jugendwerkhöfen. Nach Angaben des Bun-
desfamilienministeriums aus dem Jahr 2015 
waren letztere »für besonders grausame Me-
thoden der ›Umerziehung‹ im Sinne der Erzie-
hungsvorstellungen der DDR-Regierung be-
kannt«. Mit der Erforschung der Erfahrungen 
früherer Heimkinder in der DDR hat sich von 
2019 bis 2022 eine Gruppe von Wissenschaft-
lern im Rahmen des vom Bundesbildungsmi-
nisterium (BMBF) im Rahmen des Projekts 
»Testimony – Erfahrungen in DDR-Kinder-
heimen. Bewältigung und Aufarbeitung« be-
fasst. Am Montag stellten sie zentrale Ergeb-
nisse ihrer Arbeit und Empfehlungen an die 
Politik in einer Online-Pressekonferenz vor.

Hauptquelle der Erkenntnisse ist eine Fra-
gebogenstudie mit 273 Teilnehmenden, die 
unter Federführung der Universitätsmedizin 
Leipzig erarbeitet wurde. Man habe auf allen 
erdenklichen Wegen versucht, Zeitzeugen zu 
kontaktieren und für eine Teilnahme zu ge-
winnen, sagte Studienleiterin Heide Glaes-
mer von der Uni Leipzig auf nd-Nachfrage. 
Insgesamt haben sich nach ihren Angaben 
rund 600 Personen gemeldet. Eine repräsen-
tative Studie sei unter den gegebenen Bedin-
gungen nicht möglich, räumte Glaesmer ein. 
Von den Teilnehmenden haben laut Studie 79 
Prozent emotionale Misshandlung erfahren, 
»davon 48 Prozent im Heim und außerhalb«. 

68 Prozent sagten, sie seien physisch miss-
handelt worden, »davon 35 Prozent im Heim 
und außerhalb«. 54 Prozent der Befragten be-
richteten von sexuellem Missbrauch, »davon 
17 Prozent im Heim und außerhalb«. Der Be-
griff des sexuellen Missbrauchs sei bewusst 
weit gefasst worden, so Glaesmer.

Es war also die überwiegende Mehrheit 
der Teilnehmenden, die in der Leipziger Be-
fragung – und in 20 Einzelinterviews, die 
Mitarbeitende der Berliner Alice Salomon 
Hochschule (ASH) führten – von Gewalter-
fahrungen berichteten. Viele erfuhren all dies 
bereits in ihren Herkunftsfamilien und wur-
den deshalb in staatliche Obhut genommen.

Gewalt auch durch Mitbewohner
Gewalt sei in den Heimen einerseits von Er-
ziehern und Erzieherinnen ausgegangen, an-
dererseits aber sehr häufig auch von ande-
ren Kindern und Jugendlichen, so Glaesmer. 
Die Hemmungen, über Opfererfahrungen zu 
sprechen, haben teils auch damit zu tun, dass 
manche eben auch zu Tätern geworden sei-
en. In den Einrichtungen habe jeder gewusst, 
welche Betreuer sich an ihren Schutzbefohle-
nen vergangen oder sie misshandelt hätten, 
passiert sei aber nur in den seltensten Fällen 
etwas, sagte Silke Gahleitner von der ASH.

Heiner Fangerau von der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf, der über Archivfor-
schung die Rahmenbedingungen erforscht 
hat, in denen in Jugendämtern Tätige, Heim-
verantwortliche und Fachkräfte agiert haben, 
benannte Platz- und Personalmangel als we-
sentliche Ursachen für Fehlentwicklungen. 
Zu große Gruppen, Unterbringung in Schlaf-
sälen und das Fehlen von Privatsphäre hätten 
das »Gewaltpotenzial innerhalb von Grup-
pen« begünstigt, also von Kindern gegen an-
dere Kinder. Zudem habe es oft zu wenige 
Personen gegeben, an die sich Opfer hätten 
wenden können.

Es habe zwar therapeutische Ziele und An-
sätze gegeben, so Fangerau. Doch diese sei-
en nachrangig gegenüber dem »Einpassen ins 
Kollektiv« gewesen. In den ausgewerteten Ak-
ten von Jugendämtern seien auch Fälle von 
Gewaltanwendungen durch Heimpersonal do-
kumentiert, wobei das Dunkelfeld mit Sicher-
heit sehr groß sei, betonte Fangerau. Solche 
Fälle seien zumindest dann untersucht wor-
den, wenn sich Eltern der Kinder nach Besu-
chen im Heim mit Beschwerden an die Verwal-
tung gewendet hätten. Meist sei dies aber ohne 
ernste Konsequenzen für die Täter geblieben.

Erniedrigende Erfahrungen mit Fonds
Zur Erfahrung mit dem Fonds »Heimerzie-
hung in der DDR« sagte Gahleitner, die von 
ihr Interviewten hätten damit negative Er-
fahrungen gemacht. Ihr Gefühl sei bis heu-
te, keine Lobby zu haben. Sie hätten einen 
»sehr bürokratischen Apparat« erlebt und »er-
niedrigende Erfahrungen« machen müssen. 
Gleichwohl war die Ausgangslage für ehe-
malige DDR-Heimkinder weitaus besser als 
die für frühere Bewohner von staatlichen und 
kirchlichen Fürsorgeeinrichtungen der alten 
Bundesrepublik. Während letztere Schädi-
gungen als Folge ihres Heimaufenthalts und 
ihre Bedürftigkeit nachweisen mussten, beka-
men erstere Leistungen aus dem Fonds ohne 
solche Nachweise.

In der am Montag veröffentlichten Leip-
ziger Erklärung des Forschungsverbundes 
heißt es, eine »große Gruppe« von Menschen 
mit DDR-Heimerfahrungen habe von »phy-
sischen, psychischen und sexualisierten Ge-
walterfahrungen« berichtet, und zwar »über 
alle Heimtypen hinweg«. »Trotz positiver Be-
richte und Rückblicke einiger Teilnehmen-
den« sei die große Häufigkeit auffällig. Die 
Wissenschaftler fordern unter anderem eine 
Ergänzung und regelmäßige Überprüfung 
von Projekten wie »Heimatlas Jugendhilfe 

der DDR«. Der Zugang zu Akten solle erleich-
tert und »die Problematik der Aktenvernich-
tung in den Fokus« gerückt werden. »Begut-
achtungsprozesse« müssten »verschlankt und 
niedrigschwellig zugänglich gemacht wer-
den«. Juristen wie auch Therapeuten müss-
ten zudem zur Thematik Heimerfahrungen 
und zu einem »traumasensiblen Umgang« 
mit Betroffenen angemessen geschult wer-
den. Zudem gelte es, eine Kultur von An-
erkennung und Respekt sowie einen »wert-
schätzenden Umgang« in der Öffentlichkeit 
zu entwickeln.

Forschungsverbund zu Erfahrungen in DDR-Kinderheimen bilanziert seine Arbeit

Fokus auf Opfer von Gewalt und Missbrauch
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Danke
allen, die unserem Hans, dem
aufrechten Sozialisten und 
Internationalisten, die letzte
Ehre erwiesen haben.
Er war ein Ministerpräsident
des Übergangs, kein Premier
der Übergabe. Und er sorgte mit
Anstand und Erfahrung dafür,
dass Frieden blieb in Europa. 
Sein Platz in der Geschichte ist
ihm sicher. 
Gabriele Lindner, Torsten Hochmuth
und Frank Schumann im Namen aller,
die für einen würdevollen Abschied
sorgten. Sein Grab befindet sich im 
Dorotheengarten auf dem Berliner
Doro theen städtischen Friedhof.


